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Text 

Gleichbehandlungs- und Frauenbeauftragte 

§ 16. Im Hinblick auf die Tätigkeiten der Gleichbehandlungsbeauftragten und ihrer 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind nachfolgende Bestimmungen zu berücksichtigen: 

(1) Die Tätigkeiten der Gleichbehandlungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter gemäß B-GlBG und Frauenförderungsplan sind Teil der dienstlichen Tätigkeit. 

(2) Den Gleichbehandlungsbeauftragten und ihren Stellvertreterinnen oder Stellvertretern sowie den 
Frauenbeauftragten darf aus ihrer Funktion weder während der Ausübung noch nach dem Ausscheiden 
aus dieser ein beruflicher Nachteil erwachsen. 

(3) Die zuständigen Fachbereiche haben dafür zu sorgen, dass den Gleichbehandlungsbeauftragten, 
ihren Stellvertreterinnen oder Stellvertretern und den Frauenbeauftragten die zur Wahrnehmung ihrer 
Tätigkeiten erforderlichen Ressourcen (IKT, Personal-, Raum- und Sachaufwand) zur Verfügung stehen 
und diese Tätigkeiten bei Zielvereinbarungen (wie etwa im Zuge des jährlichen Mitarbeiterinnen- und 
Mitarbeitergespräches) berücksichtigt werden. 

(4) Der Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen ist zur Erfüllung ihrer Aufgaben ein 
angemessenes Budget zur Verfügung zu stellen. 

(5) Reisebewegungen in Ausübung der Tätigkeit als Gleichbehandlungsbeauftragte oder 
Gleichbehandlungsbeauftragter, als Stellvertreterin oder Stellvertreter sowie als Frauenbeauftragte sind 
als Dienstverrichtung im Dienstort bzw. als Dienstreise im Sinne der RGV anzuordnen und abzugelten. 

(6) Im elektronischen Telefonbuch ist die oder der jeweils zuständige Gleichbehandlungsbeauftragte 
und deren Stellvertreterin oder Stellvertreter unter dem Stichwort „Gleichbehandlungsbeauftragte oder 
Gleichbehandlungsbeauftragter bzw. Stellvertreterin oder Stellvertreter für den Vertretungsbereich xx“ 
anzuführen. Ebenfalls anzuführen sind die Frauenbeauftragten der jeweiligen Dienststellen. 
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(7) Das Bundesministerium für Landesverteidigung hat bedarfsbezogen Schulungs- und 
Informationsveranstaltungen für die Gleichbehandlungsbeauftragten, deren Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter sowie für die Frauenbeauftragten abzuhalten. 

(8) Unter Verweis auf § 31 Absatz 2 B-GlBG sind folgende Informationsrechte vorgesehen: 

 a. Sämtliche Dienststellen im Ressort sind verpflichtet, der Arbeitsgruppe für 
Gleichbehandlungsfragen die für die Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen sowie die angeforderten Informationen (wie statistische Auswertungen) in der 
erforderlichen Form und Aufbereitung zur Verfügung zu stellen. 

 b. Bei einer Ausschreibung oder einer Bekanntmachung gemäß § 20 Ausschreibungsgesetz 1989 
(AusG), BGBl. Nr. 85, oder § 7 B-GlBG sind die Ausschreibungs- und 
Bekanntmachungstexte mit der Möglichkeit zur Stellungnahme der oder dem 
Gleichbehandlungsbeauftragten des jeweiligen Vertretungsbereiches rechtzeitig zur Kenntnis 
zu bringen. 

 c. Für die Ausschreibung einer Funktion nach §§ 2 bis 4 oder § 15a AusG ist mit der 
Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen Einvernehmen herzustellen. Das Einvernehmen 
gilt als hergestellt, wenn die Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen die ausdrückliche 
Zustimmung gibt oder sich innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Mitteilung nicht 
äußert. Die Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen kann innerhalb der zweiwöchigen 
Frist begründete Einwendungen erheben und allenfalls Gegenvorschläge einbringen. 

 d. Die Namen der Bewerberinnen und Bewerber sind der oder dem 
Gleichbehandlungsbeauftragten des jeweiligen Vertretungsbereiches zur Kenntnis zu bringen. 
Auf Ersuchen sind auch die für das Bewerbungsverfahren relevanten Unterlagen, insbesondere 
Bewerbungsgesuche, Beurteilungen, Protokolle sowie Gutachten und Besetzungsvorschläge 
rechtzeitig und formlos zu übermitteln. 

 e. Wurde bei der Aufnahme, Ernennung oder Bestellung im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. a und b des 
Frauenförderungsplanes des Bundesministeriums für Landesverteidigung einem gleich 
geeigneten Mann der Vorzug vor einer Frau gegeben, ist dies seitens der Dienstbehörde 
(Personalstelle) zu begründen. Die Begründung ist der oder dem jeweils zuständigen 
Gleichbehandlungsbeauftragten schriftlich zu übermitteln. 

 f. Die Dienstbehörde (Personalstelle) hat die jeweils zuständige 
Gleichbehandlungsbeauftragte/den jeweils zuständigen Gleichbehandlungsbeauftragen über 
jede geplante befristete und unbefristete Neuaufnahmen, Dienstzuteilungen und Versetzungen 
weiblicher Bediensteter schriftlich zu informieren. 

 g. Jede geplante Änderung der Geschäfts- und Personaleinteilung bzw. jede geplante 
Organisationsänderung ist der oder dem Vorsitzenden der Arbeitsgruppe für 
Gleichbehandlungsfragen rechtzeitig bekannt zu geben, mit dem Recht, binnen zwei Wochen 
eine Stellungnahme dazu abzugeben. 

 h. Die zuständigen Personalverantwortlichen haben innerhalb von drei Monaten nach Vorlage 
eines Gutachtens der Bundesgleichbehandlungskommission, die Arbeitsgruppe für 
Gleichbehandlungsfragen schriftlich über die auf Grund des Gutachtens gesetzten Maßnahmen 
des Ressorts zu informieren. 

 i. Sämtliche Vorgänge, die sich mit der Gleichbehandlung von Frauen und Männern, der 
Frauenförderung sowie der Gleichbehandlung ohne Unterschied der ethnischen Zugehörigkeit, 
der Religion oder der Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Orientierung im Sinne 
des B-GlBG befassen, sind der Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen zur Kenntnis zu 
bringen. 

Schlagworte 

Gleichbehandlungsbeauftragte, Personalaufwand, Raumaufwand, Mitarbeiterinnengespräch, 
Schulungsveranstaltung, Ausschreibungstext, Geschäftseinteilung 
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